
	Einführung Testamentsvollstreckung


1 Rechtsstellung und Aufgaben

Regelungen im BGB

Die Regelungen über die Testamentsvollstreckung befinden sich in den §§ 2197–2228 BGB. Das Amt des Testamentsvollstreckers ist an keine besonderen Zulassungsvoraussetzungen geknüpft. Das heißt, Testamentsvollstrecker kann „jedermann/jedefrau“ werden. Einzige Einschränkung: Wer nicht geschäftsfähig ist oder zur Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten einen Betreuer erhalten hat, kann nicht wirksam zum Testamentsvollstrecker ernannt werden (§ 2201 BGB). 

Ernennung durch das Nachlassgericht

Die Ernennung erfolgt durch das Nachlassgericht (§ 2200 BGB). Der Erblasser kann einen bestimmten Testamentsvollstrecker vorschlagen oder auch die Auswahl einem Dritten oder auch dem Nachlassgericht überlassen (§ 2198 BGB). 

Aufgabe des Testamentsvollstreckers

Der Testamentsvollstrecker hat die letztwilligen Verfügungen des Erblassers zur Ausführung zu bringen (§ 2203 BGB). Sind mehrere Erben vorhanden, dann hat der Testa​mentsvollstrecker außerdem die Auseinandersetzung unter ihnen zu bewirken (§ 2204 BGB). Die Kernaufgaben des Testamentsvollstreckers umfassen im Regelfall

· die Konstituierung des Nachlasses, das heißt, die Feststellung der zum Nachlass gehör​enden Vermögenswerte und Schulden,

· die Erfüllung von Auflagen und Vermächtnissen sowie sonstigen Bestimmungen des Erb​lassers,

· die Abgabe der Erbschaftsteuererklärung sowie die Bereinigung der Erbschaftsteuer​schulden und zuletzt

· die Verteilung (Auskehrung) des Nachlasses.

Hinzuziehung fachkundiger Dritter

Diese Tätigkeiten sind üblicherweise mit der Testamentsvollstreckervergütung abgegolten, und sie können vom Testamentsvollstrecker selbst vorgenommen werden. Das heißt, auch ein Testamentsvollstrecker, der nicht Steuerberater ist, kann z.B. eine Steuererklärung für den Erbfall abgeben. Der Testamentsvollstrecker kann aber in schwierigen Fällen auch fachkundige Dritte einschalten. Das betrifft insbesondere Rechtsanwälte, Steuerberater, Makler, Vermögensverwalter, Banken. Bei der Vergütungsabwägung ist dies zu berücksichtigen. Das heißt, z.B. ein Steuerberater, der die Erbschaftsteuererklärung für die Erben fertigt und abrechnet, kann nicht zusätzlich nochmal einen (vollen) Zuschlag für die Abwicklung der Erbschaftsteuerangelegenheiten als Testamentsvollstrecker verlangen.

Besonderheiten bei Verwaltungsaufgaben/längerer Testamentsvollstreckung

Üblicherweise gehört eine gewisse Abwicklungszeit und Wahrnehmung entsprechender Verwaltungs- und Abwicklungstätigkeiten mit zu den Kernaufgaben und ist in der entsprechenden Testamentsvollstreckervergütung mit abgegolten. Gegebenenfalls sind entsprechende Zuschläge zur Grundvergütung gemäß den Empfehlungen des Deutschen Notarvereins zu veranschlagen. Lediglich bei einer Dauervollstreckung kommt noch eine zusätzliche laufende Jahresvergütung zum Ansatz. Die Abgrenzung kann im Einzelfall schwierig sein. 

Dauervollstreckung

§ 2209 BGB sagt dazu Folgendes:

„Der Erblasser kann einem Testamentsvollstrecker die Verwaltung des Nachlasses übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als die Verwaltung zuzuweisen; er kann auch anordnen, dass der Testamentsvollstrecker die Verwaltung nach der Erledigung der ihm sonst zugewiesenen Aufgaben fortzuführen hat. Im Zweifel ist anzunehmen, dass einem solchen Testamentsvollstrecker die in § 2207 bezeichnete Ermächtigung (= Eingehung von Verbindlichkeiten für den Nachlass; Anm. d. V.) erteilt ist.“ Außer einer Frist von 30 Jahren (§ 2210 BGB) gibt es praktisch keine Beschränkungen für die Dauervollstreckung.

Praxistipp

Soll eine zusätzliche Vergütung für Dauervollstreckung berechnet werden, empfiehlt es sich, mit den Erben eine entsprechende Vereinbarung hierüber zu schließen!

Zur Vergütung des Testamentsvollstreckers werden üblicherweise die Empfehlungen des Deutschen Notarvereins zur Vergütung von Testamentsvollstreckungen herangezogen. Dabei handelt es sich nicht um gesetzliche Vergütungen, sondern um „Empfehlungen“; hier kann man trefflich streiten, welche Verwaltungsaufgaben der Testamentsvollstrecker noch in seiner Grundvergütung wahrnehmen muss und welche bereits eine Zusatzvergütung erfordern.

Testamentsvollstreckung durch Mitglieder von Berufsausübungsgemeinschaften
Als Testamentsvollstrecker kann nur eine Person benannt werden. Das kann eine natürliche oder auch eine juristische Person sein. Das bedeutet aber nicht, dass nicht eine Sozietät oder andere Berufsausübungsgemeinschaft im Außenverhältnis Leistungserbringer sein kann. Das hat zum einen haftungsrechtliche Konsequenzen: Ist nur eine Person beauftragt, haftet natürlich nur diese. Ist die Berufsausübungsgemeinschaft (BAG) Auftragnehmer, haften alle Mitglieder der BAG im Zweifelsfall. Die Rechtsprechung dazu (s.u.) bezieht sich auf Sozietäten (GbR), dürfte aber für berufsrechtliche Zusammenschlüsse in anderen Rechtsformen analog gelten.
Berufshaftpflicht

Die Testamentsvollstreckung ist üblicherweise durch die Berufshaftpflichtversicherung mit erfasst. Es empfiehlt sich jedoch im Einzelfall eine Anzeige bei der Haftpflichtversicherung. Insbesondere bei höheren Werten kann auch der Abschluss einer Zusatzversicherung oder Einzelversicherung in Betracht kommen. Werden bestimmte Ämter mit wahrgenommen (z.B. Aufsichtsrat) sind diese gesondert zu betrachten (und sind ggf. nicht versichert wie z.B. Aufsichtsratstätigkeit).

Umsatzsteuer

Sofern der Testamentsvollstrecker umsatzsteuerpflichtig ist, wird die Umsatzsteuer zusätzlich vergütet. Auch hierfür ist es wieder wichtig zu unterscheiden, ob der Testamentsvollstrecker als Person im eigenen Namen und für eigene Rechnung handelt oder z.B. für Rechnung einer Sozietät. Entsprechend müssen die Abrechnung und die Abführung der Umsatzsteuer aussehen. Dass dies von der Gestaltung im Einzelfall abhängt, ist durch den Bundesfinanzhof geklärt. Der BFH hat im Urteil vom 13.03.1987 – VR33/79, BStBl II, 524 dazu ausgeführt: 

„Zum Testamentsvollstrecker kann der Erblasser (§ 2197 Abs. 1 des bürgerlichen Gesetzbuches – BGB) oder ein Dritter (§§ 2198–2200 BGB) nur eine „Person“, nicht aber eine Rechtsanwaltssozietät als GbR bestimmen ... Da das UStG tatsächliche wirtschaftliche Vorgänge besteuert, kann Leistender unabhängig von dem zivilrechtlichen Rechtsverhältnis auch derjenige sein, der einen Umsatz im eigenen Namen tatsächlich ausführt, obwohl er eine Leistung zivilrechtlich nicht schuldet. Die Kläger in GbR haben danach Umsätze durch Testamentsvollstreckertätigkeit erbracht, wenn sie diese Tätigkeit als GbR gegen Entgelt gegenüber dem (den) Erben ausgeführt haben, selbst wenn sie zivilrechtlich nicht wirksam als Testamentsvollstrecker eingesetzt worden waren. Dagegen sind Leistungen als Testamentsvollstrecker, die ein Einzelner, dazu ernannter Rechtsanwalt (Gesellschafter der Kläger) im eigenen Namen – sei es auch mit Hilfe der Kläger – dem (den) Erben gegenüber ausgeführt hat, von diesem und nicht von den Klägern zu versteuern, weil der einzelne Rechtsanwalt dadurch als Unternehmer (§ 2 Abs. 1 UStG) tätig geworden ist.“

Ort der Leistung

Testamentsvollstreckung gehört nicht zu den Katalogtätigkeiten gem. § 3a Abs. 4 UStG, sondern Ort der Leistung ist gem. § 3a Abs. 1 UStG der Sitz des Testamentsvollstreckers. Das heißt, auch bei Erben im Ausland fällt unabhängig von den weiteren Voraussetzungen stets Umsatzsteuer an, es sei denn der Testamentsvollstrecker ist Kleinunternehmer.

2 Besonderheiten bei Vermächtnissen

Nachfolgende Stichworte dienen zur Orientierung! Die Punkte sollten im Einzelfall immer aktuell und rechtssicher abgeprüft werden.

· Vermächtnisnehmer wird nicht Erbe, aber Erbe kann gleichzeitig ein Vermächtnis erhalten.

· Kosten der Erfüllung gehen zulasten der Erben, es sei denn im Testament ist etwas anderes verfügt.

· Vermächtnisse werden für die Gebührenermittlung des Testamentsvollstreckers und der Notar- und Gerichtskosten nicht am Nachlass gekürzt.

· Für Zwecke der Erbschaftsteuer ist ebenfalls das Vermächtnis zunächst im Nachlassvermögen zu erfassen und dann als Verbindlichkeit wieder abzuziehen.

· Achtung: wenn Nachlass nicht ausreicht, dann kann auch das Vermächtnis gekürzt werden müssen. In „knappen“ Fällen also unbedingt rechtzeitig vor Erfüllung/Zahlung/Herausgabe rechtliche Situation prüfen (lassen). Pflichtteilsberechtigte gehen vor (vgl. § 327 InsO zu nachrangigen Verbindlichkeiten im Nachlassinsolvenzverfahren).
· Der Vermächtnisnehmer braucht keinen Erbschein. 
3 Vergütung des Testamentsvollstreckers

Gesetzliche Grundlagen

Die gesetzliche Grundlage für den Vergütungsanspruch des Testamentsvollstreckers findet sich in § 2221 BGB: 

„Der Testamentsvollstrecker kann für die Führung seines Amtes eine angemessene Vergütung verlangen, sofern nicht der Erblasser ein anderes bestimmt hat.“

„Übliche Vergütung“

Der Erblasser kann festlegen, dass keine Vergütung zu zahlen ist. Das kommt insbesondere vor, wenn der Testamentsvollstrecker gleichzeitig Miterbe ist. Ansonsten bleibt dem Testamentsvollstrecker ggf. nur, das Amt nicht anzunehmen. Der Erblasser kann jedoch auch z.B. eine feste Vergütung bestimmen oder einen sonstigen Vergütungsrahmen festlegen. Ist nichts bestimmt, hat sich der Testamentsvollstrecker an der „üblichen“ Vergütung auszurichten. Als übliche Vergütung kann eine Vergütung entsprechend den „Empfehlungen des Deutschen Notarvereins für die Vergütung des Testamentsvollstreckers“ gelten.
Fortentwicklung der „Rheinischen Tabelle“ durch den Deutschen Notarverein

Die Empfehlungen des Deutschen Notarvereins für die Vergütung des Testamentsvollstreckers stellen eine Fortentwicklung der sogenannten „Rheinischen Tabelle“ dar, die nicht mehr als zeitgemäß angesehen wird. Die Empfehlungen in der jeweils aktuellen Fassung können auf der Internetseite des Deutschen Notarvereins www.bnotk.de heruntergeladen werden Die in den Arbeitshilfen online befindliche Tabelle Stand vom 31.03.2000 entspricht der aktuellen Tabelle Stand Mai 2017.
Die Vorschläge im Einzelnen – Die Empfehlungen des Deutschen Notarvereins für die Vergütung des Testamentsvollstreckers

Der Deutsche Notarverein schlägt vor, die Vergütung des Testamentsvollstreckers nach den „Empfehlungen des Deutschen Notarvereins für die Vergütung des Testamentsvollstreckers“ dargestellten Grundsätzen zu bemessen. Dabei werden neben einem fixen Vergütungsgrundbetrag variable Zuschläge für die einzelnen Tätigkeiten vorgesehen, damit die Vergütung der individuellen Arbeit und der Verantwortung des konkreten Falles angepasst werden kann, andererseits aber auch kalkulierbar bleibt.

Arbeitshilfen zur Ermittlung der Testamentsvollstreckervergütung

Zur Ermittlung der Testamentsvollstreckervergütung stehen in den Arbeitshilfen online die folgenden Formularvorlagen zur Verfügung:

Ermittlung der Vergütung für Testamentsvollstreckung gem. Empfehlungen des Deutschen Notarvereins e.V. – Grundfall: Konstituierung des Nachlasses bis zum Abschluss der Erbschaftsteuerveranlagung und Verteilung
Ermittlung der Vergütung für Testamentsvollstreckung gem. Empfehlungen des Deutschen Notarvereins e.V. – Spezialfall: Dauertestamentsvollstreckung
Bei der Anwendung der „Neuen Rheinischen Tabelle“ gem. Empfehlungen des Notarvereins ist in Ziffer III, 3 klargestellt, dass „Berufsdienste“ des Steuerberaters damit nicht abgegolten sind. Das heißt Jahresabschlussarbeiten für ein im Nachlass befindliches Unternehmen und Steuererklärungen für Erbengemeinschaft und Erblasser werden gesondert berechnet. Im Zweifelsfall empfiehlt sich eine gesonderte Auftragserteilung, auch um Diskussionen um das Selbstkontrahierungsverbot von vornherein vorzubeugen oder auch explizit den genauen Auftragsumfang und eine Haftungsbegrenzung zu vereinbaren. 

Für weitere Hinweise speziell für Steuerberater als Testamentsvollstrecker vgl. auch Berufsrechtliches Handbuch, Teil II, 5.1.2 Hinweise für die Tätigkeit des Steuerberaters als Testamentsvollstrecker. 

4 Gerichts- und Notarkosten
Die Gerichts- und Notarkosten sind in § 40 GNotKG geregelt für Erbschein, Europäisches Nachlasszeugnis, Zeugnis über die Fortsetzung der Gütergemeinschaft und Testamentsvollstreckerzeugnis. Es handelt sich um Wertgebühren, deren Höhe sich nach § 34 GNotKG i.V.m. den Anlagen (1 Kostenverzeichnis und 2 Gebührentabellen A und B) berechnet. Anlage 1 bestimmt die anzuwendenden Kostensätze und die Gebührentabelle (A und B). Anlage 2 enthält die zugehörigen vollen Gebührenwerte für die Tabellen A und B, wobei für Notarkosten i.d.R. die Tabelle B anzuwenden ist.
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